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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Auswärtigen Ausschusses (3. Ausschuß) 


zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
— Drucksache 11/6770 — 


Entwurf eines Gesetzes zu den Zusatzprotokoilen I und II zu den 
Genfer Rotkreuz-Abkommen von 1949 


A. Problem 

Die Bundesrepublik Deutschland hat am 23. Dezember 1977 Zu- 
satzprotokolle gezeichnet, deren Gegenstand Normen des in be- 
waffneten Konflikten anwendbaren humanitären Völkerrechts 
sind und die eine Bestätigung und Weiterentwicklung des mit den 
vier Genfer Abkommen aus dem Jahre 1949 erreichten Schutzstan- 
dards darstellen. 


B. Lösung 

Angesichts der weiter gehenden Kriege und bewaffneten Konflikte 
in der Welt hält es die Bundesrepublik Deutschland für erforder- 
lich, Vertragsstaat zu sein, für die Sicherung und Festigung von 
Frieden einzutreten und zu einer Stärkung des humanitären 
Kriegsvölkerrechts beizutragen. 

Nach Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes bedarf es als Vor- 
aussetzung zur Hinterlegung der Ratifikationsurkunde der Mitwir- 
kung der gesetzgebenden Körperschaften in Form eines Bundes- 
gesetzes. 


Einstimmigkeit im Ausschuß 
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C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Keine 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf der Bundesregierung — Drucksache 11/6770 — 
anzunehmen. 

Bonn, den 12. September 1990 

Der Auswärtige Ausschuß 

Dr. Stercken Vogel (Ennepetal) Verheugen Irmer Frau Kelly 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Bericht der Abgeordneten Vogel (Ennepetal), Verheugen, Irmer und Frau Kelly 


In der 210. Sitzung am 10. Mai 1990 wurde der Ge- 
setzentwurf der Bundesregierung — Drucksache 
11/6770 — dem Auswärtigen Ausschuß federführend, 
dem Innenausschuß und dem Verteidigungsausschuß 
zur Mitberatung überwiesen. 

Der Auswärtige Ausschuß hat seinen Unterausschuß 
für Menschenrechte und Humanitäre Hilfe um eine 
gutachtliche Stellungnahme gebeten. 

Mit seiner Stellungnahme vom 15. Juni 1990 hat der 
Verteidigungsausschuß empfohlen, dem Gesetzent- 
wurf der Bundesregierung zuzustimmen. Der Be- 
schluß wurde mit den Stimmen der Fraktionen der 
CDU/CSU und FDP gegen die Stimmen der Fraktion 
der SPD und bei Abwesenheit der Fraktion DIE GRÜ- 
NEN gefaßt. 

Der Innenausschuß hat in seiner Sitzung am 6. Sep- 
tember 1990 mit den Stimmen der Mitglieder der 
Fraktionen der CDU/CSU und FDP gegen die Stim- 
men der Mitglieder der Fraktion DIE GRÜNEN be- 
schlossen, dem federführenden Auswärtigen Aus- 
schuß die Annahme des Gesetzentwurfs der Bundes- 
regierung zu empfehlen. 

Der Unterausschuß für Menschenrechte und Humani- 
täre Hilfe des Auswärtigen Ausschusses hat den Ge- 
setzentwurf in seiner 38. Sitzung am 22. Juni 1990 
beraten und dem Auswärtigen Ausschuß einstimmig 
empfohlen, dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
zuzustimmen. 

Ein Zusatzantrag der Fraktion der SPD, die Ratifizie- 
rung ohne Nuklearerklärung vorzunehmen, hatte mit 


Bonn, den 12. September 1990 


den Stimmen der Oppositionsfraktionen gegen die 
Stimmen der Koalitionsfraktionen im Unterausschuß 
eine Mehrheit gefunden. 

Der federführende Auswärtige Ausschuß hat den Ge- 
setzentwurf der Bundesregierung — Drucksache 
11/6770 — in seiner 78. Sitzung am 12. September 
1990 beraten. 

Der Berichterstatter der Fraktion der CDU/CSU emp- 
fahl die Annahme des Gesetzentwurfes und schlug 
vor, dem im Unterausschuß für Menschenrechte und 
Humanitäre Hilfe mit Mehrheit angenommenen Zu- 
satzantrag der Fraktion der SPD zum Verzicht auf eine 
Nuklearerklärung bei der Ratifizierung nicht zu ent- 
sprechen. 

Der Berichterstatter der Fraktion der SPD sprach sich 
für einen Antrag des Auswärtigen Ausschusses an die 
Bundesregierung aus, in Verbindung mit den Genfer 
Zusatzprotokollen auf eine Nuklearerklärung zu ver- 
zichten. 

Ein solcher Antrag wurde mit den Stimmen der Koali- 
tionsfraktionen gegen die Stimmen der Oppositions- 
fraktionen abgelehnt. 

Nach weiterer Aussprache stimmte der Auswärtige 
Ausschuß unter Berücksichtigung der Stellungnah- 
men der mitberatenden Ausschüsse dem Gesetzent- 
wurf der Bundesregierung — Drucksache 11/6770 — 
einstimmig zu und empfiehlt die Annahme in der von 
der Bundesregierung vorgelegten Fassung. 


Vogel (Ennepetal) Verheugen Irmer Frau Kelly 

Berichterstatter 
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